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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Höcherl, Leicht, Dr. Althammer, Dr. Häfele, 
Dr. Götz und der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache 7/3104 - 

betr. Mehrbelastungen der Bürger im Jahre 1975 


Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister der 
Finanzen hat mit Schreiben vom 24. Februar 1975 - I A 5 - Vw 
7204 - 7/75 - namens der Bundesregierung die Kleine Anfrage 
wie folgt beantwortet: 


I. Welche Mehrbelastungen ergeben sich nach der Schätzung der 
Bundesregierung im laufenden Jahr (jeweils gerechnet für 
12 Monate) insgesamt 

1. durch die Verlängerung der Heizölsteuer ab 1. Januar 1975, 

2. durch die Abgaben nach dem Dritten Verstromungsgesetz, 

3. für die Benutzer der Bundespost durch die Erhöhung der 
Postgebühren zum 1. Juli 1974 und 1. Januar 1975 gegen- 
über dem Rechtszustand vor Wirksamwerden dieser Er- 
höhungen, 

4. für die Benutzer der Bundesbahn durch die für 1975 be- 
schlossenen Tariferhöhungen, 

5. für die Beitragszahler der Arbeitslosenversicherung durch 
die zum 1. Januar 1975 in Kraft getretene Beitragserhöhung 
von 1,7 auf 2,0 v. H., 

6. für die Beitragszahler der sozialen Krankenversicherung 
durch die für 1975 beschlossene oder in Aussicht genom- 
menen Beitragserhöhungen, 

7. für die Betroffenen durch die Anhebung der Beitragsbemes- 
sungsgrenzen 

— in der sozialen Krankenversicherung, 

— in der Rentenversicherung, 

— in der Arbeitslosenversicherung? 

Die Opposition hat offenbar die Absicht, die Entlastungswir- 
kungen der Steuerreform für breite Schichten der Bevölkerung 
durch eine Gegenrechnung von sogenannten Mehrbelastungen 
zu relativieren. Die Bundesregierung tritt einer solchen unzu- 
lässigen Vermischung entschieden entgegen. Sie hält überdies 
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eine Aufaddierung solcher Maßnahmen, von denen in der An- 
frage ausgegangen wird, für unzulässig, da die einzelnen Posi- 
tionen sowohl steuerliche als auch preispolitische oder versiche- 
rungsmathematische Maßnahmen umfassen. Veränderungen 
von Steuern, Gebühren, Tarifen, Beitragssätzen und -bemes- 
sungsgrenzen sind nicht nur unterschiedlich begründet, sondern 
auch in ihren Wirkungen zu verschiedenartig. Dies gilt insbe- 
sondere für die Einbeziehung der Bereiche der Sozialversiche- 
rung, die nach der bisher übereinstimmenden Auffassung aller 
im Deutschen Bundestag vertretenen Parteien seit langem mit 
der Einkommensentwicklung in der Bundesrepublik Deutsch- 
land verknüpft sind. Darüber hinaus muß auch darauf hinge- 
wiesen werden, daß den Sozialversicherungsbeiträgen indivi- 
duelle Leistungsansprüche der Versicherten gegenüberstehen. 
Im einzelnen ist folgendes zu bemerken: 

1. Die Verlängerung der sogenannten Heizölsteuer ab 1. Januar 
1975 ist keine Mehrbelastung. Das Aufkommen beträgt wie 
in den Vorjahren rd, 850 Mio DM. Der Grund für die Ver- 
längerung der Heizölsteuer ist in den Unsicherheiten der 
weiteren Entwicklung auf den Energiemärkten zu sehen, die 
es. geboten erscheinen lassen, dieses Instrument mindestens 
mittelfristig weiter zur Verfügung zu behalten. 

2. Die Ausgleichsabgabe nach dem Dritten Verstromungsgesetz 
soll der Sicherstellung der künftigen Elektrizitätsversor- 
gung in unserem Lande dienen. Auch die Opposition hat 
diesem Gesetz zugestimmt. Eine alternative Finanzierung 
dieser Aufgaben wäre nur über die öffentlichen Haushalte 
möglich gewesen und hätte damit Steuermittel erfordert, die 
nicht nur von den Elektrizitätsverbrauchern, sondern auch 
von allen Steuerzahlern hätten erbracht werden müssen. 

3. Die Tarif- und Gebührenerhöhungen bei der Deutschen Bun- 
desbahn und der Deutschen Bundespost sind eine zwingende 
Notwendigkeit, um die Verluste beider Sondervermögen in 
Grenzen zu halten. Höhere Verluste bei der Bundesbahn 
führen zu höheren Anforderungen an den Bundeshaushalt, 
die letztlich über allgemeine Steuerzahlungen der Bundes- 
bürger finanziert werden müssen. Unterlassene Gebühren- 
erhöhungen bei der Bundespost würden diese letztlich in 
ähnliche Richtung drängen; dabei ließ sich die Bundesregie- 
rung von dem Prinzip leiten, daß eine Belastung des Post- 
benutzers mehr zu rechtfertigen ist als eine Heranziehung 
des allgemeinen Steuerzahlers. 

4. Ab 1. Januar 1975 wird der unverändert gebliebene gesetz- 
liche Beitrag zur Bundesanstalt für Arbeit in Höhe von 
2 V. H. erhoben, nachdem er zeitweise wegen der günstigen 
Finanzlage der Anstalt nur mit 1,7 v. H. erhoben worden 
war. Für den einzelnen Arbeitnehmer ergibt sich ein Anstieg 
des Beitragssatzes (Arbeitnehmeranteil) von 0,85 auf 1 v. H. 
Die Arbeitslosenversicherung in der Bundesrepublik ist 
international gesehen von sehr hohem Standard, insbeson- 
dere seitdem das Arbeitslosengeld ab 1. Januar 1975 von 
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bisher 62 v. H. auf 68 v. H. des Nettolohnes erhöht worden 
ist. 

5. Die Beitragssätze der einzelnen Krankenkassen zur gesetz- 
lichen Krankenversicherung werden nicht von der Bundes- 
regierung festgelegt. Nach den bis jetzt bekanntgewordenen 
Beitragssatzerhöhungen, die von einzelnen Krankenkassen 
mit Wirkung ab 1. Januar 1975 beschlossen worden sind 
oder für einen späteren Zeitpunkt im Jahre 1975 in Aussicht 
genommen werden, schätzt die Bundesregierung, daß der 
Beitragssatz der gesetzlichen Krankenversicherung im Jah- 
resdurchschnitt und im Durchschnitt aller Kassen 1975 um 
rd. 1 V. H. über dem Beitragssatz des Jahres 1974 liegen 
wird. Hierin spiegelt sich nicht zuletzt auch die qualitative 
Verbesserung der Krankenversorgung in der Bundesrepublik. 

6. Aus der Anhebung der Beitragsbemessungsgrenzen ergeben 
sich im Prinzip keine Mehrbelastungen für die Versicherten. 
Durch die gesetzlich geregelte Dynamisierung folgen die Bei- 
tragsbemessungsgrenzen dem Wachstum der Einkommen, 
wobei gewisse zeitliche Verschiebungen auftreten, die sich 
jedoch mittelfristig ausgleichen. Die Dynamisierung der Bei- 
tragsbemessungsgrenzen bewirkt, daß im Durchschnitt die 
beitragspflichtige Entgeltsumme nicht schwächer steigt als 
die gesamte Bruttolohn- und -gehaltssumme der Versicher- 
ten. Es werden Beitragsausfälle vermieden, die entstünden, 
wenn nur diejenigen Versicherten, deren Entgelt unter einer 
starren Bemessungsgrenze läge, bei einer Einkommensstei- 
gerung mehr Beiträge zahlen müßten, und nicht auch die- 
jenigen, deren Entgelt höher liegt und ebenfalls steigt. Ein 
Festhalten der Beitragsbemessungsgrenzen würde zudem 
bewirken, daß der Anteil der Gehälter, die über dieser Gren- 
ze liegen, steigt und somit auch der Einkommensbestand- 
teile, die nicht durch die dynamische Rentenversicherung 
gesichert sind. Um eine Reduzierung der Leistungen zu ver- 
meiden und die Dynamisierung der Leistungen finanziell 
sicherzustellen, müßten diese Beitragsausfälle durch Beitrags- 
satzerhöhungen ausgeglichen werden, so daß die Gesamtbei- 
tragsbelastung aller Versicherten genau so hoch wäre wie 
bei der jetzigen Regelung. Die Dynamisierung der Beitrags- 
bemessungsgrenzen bringt im Endeffekt keine Beitragsmehr- 
einnahmen, sondern sorgt dafür, daß die Beitragsverteilung 
zwischen hohen und niedrigen Einkommensklassen mittel- 
fristig gleichbleibt. 


II. Welche Einkommensausfälle (netto) ergeben sich insgesamt im 
laufenden Jahr bei einer angenommenen Arbeitslosenzahl von 
jeweils 100 000 im Jahresdurchschnitt (unter Zugrundelegung 
z, B. der Annahme, daß vor der Arbeitslosigkeit jeweils durch- 
schnittliche Bruttolöhne und -gehälter bezogen wurden)? 

Je 100 000 Arbeitslose im Jahresdurchschnitt ergeben sich 
Nettoeinkommensausfälle von rd. 1/2 Mrd. DM im Jahr, 
wenn man von 1350 DM durchschnittlichem monatlichen 
Nettoentgelt ausgeht und berücksichtigt, daß das Arbeits- 
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losengeld durchschnittlich 68 v. H. des Nettolohns bzw. 
-gehaltes beträgt. 


III. Wie hoch sind die Substanzverluste der Sparer im laufenden 
Jahr bei einer durdischnittlichen Preissteigerung von jeweils 
1 V. H. zu schätzen (ohne Gegenrechnung der Zinsen)? 

Ein Verzicht auf Gegenrechnung der Zinsen, wie er in der 
Frage gefordert wird, ist nicht gerechtfertigt, da aufgrund 
des marktkonformen Einsatzes des Instrumentariums unse- 
rer Geld- und Kreditpolitik in den Zinssätzen in der Regel 
auch Ausgleichsfaktoren für die allgemeine Preisentwick- 
lung ihren Niederschlag finden. Soweit bei kurzfristigen 
Anlagen ein solcher Ausgleich nicht erfolgt, besteht den- 
noch die Möglichkeit, auf längerfristige Anlagen mit höhe- 
rer Verzinsung umzusteigen. In der Tat lagen in der Bundes- 
republik die Zinsen der längerfristigen Neuanlagen, im Ge- 
gensatz zu vielen anderen Ländern, stets über den Teue- 
rungsraten. Es muß auch beachtet werden, daß bei kurzfristig 
angelegten Ersparnissen, ebenso wie beim Bargeldbestand, 
häufig andere als Anlagemotive im Vordergrund stehen. 
Die Bundesregierung hält deshalb eine isolierte Berechnung 
von angeblichen Substanzverlusten für irreführend und nicht 
gerechtfertigt. 
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